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520. Bundesgesetz: Änderung des Meldegesetzes 1991
(NR: GP XVIII IA 555/A AB 1211 S. 129. BR: AB 4597 S. 573.)

521 . Bundesgesetz: Staatsbürgerschaftsgesetz-Novelle 1993
(NR: GP XVIII RV 1093 AB 1210 S. 129. BR: AB 4600 S. 573.)

522. Bundesgesetz: 18. Straßenverkehrsordnungs-Novelle
(NR: GP XVIII IA 576/A AB 1220 S. 130. BR: AB 4620 S. 573.)

520. Bundesgesetz, mit dem das Meldegesetz
1991 geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Meldegesetz 1991, BGBl. Nr. 9/1992, wird
wie folgt geändert:

In § 23 Abs. 2 tritt an die Stelle des Datums
„1. Juli 1993" das Datum „1. Jänner 1994."

Klestil

Vranitzky

521 . Bundesgesetz, mit dem das Staatsbürger-
schaftsgesetz 1985 geändert wird (StbG-No-

velle 1993)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Staatsbürgerschaftsgesetz 1985 (StbG),
BGBl. Nr. 311, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 685/1988, wird wie folgt geän-
dert:

1. § 6 Z 5 lautet:

„5. Anzeige (§ 58 c)."

2. § 10 Abs. 3 letzter Satz entfällt.

3. § 58 c lautet:

„§ 58 c. (1) Ein Fremder erwirbt unter den
Voraussetzungen des § 10 Abs. 1 Z 2 bis 6 und 8 die
Staatsbürgerschaft, wenn er der Behörde (§ 39)
unter Bezugnahme auf dieses Bundesgesetz schrift-
lich anzeigt, sich als Staatsbürger vor dem 9. Mai
1945 in das Ausland begeben zu haben, weil er

Verfolgungen durch Organe der NSDAP oder der
Behörden des Dritten Reiches mit Grund zu
befürchten hatte oder erlitten hat oder weil er wegen
seines Eintretens für die demokratische Republik
Österreich Verfolgungen ausgesetzt war oder
solche zu befürchten hatte.

(2) Liegen die Voraussetzungen des Abs. 1 vor, so
hat die Behörde mit schriftlichem Bescheid
festzustellen, daß der Einschreiter die Staatsbürger-
schaft mit dem Tag des Einlangens der Anzeige bei
der Behörde (§ 39) wiedererworben hat.

(3) (Verfassungsbestimmung) Die Anzeige
(Abs. 1) kann auch bei der gemäß § 41 Abs. 2
zuständigen Vertretungsbehörde eingebracht wer-
den, die sie an die Behörde weiterzuleiten hat.

(4) Die Anzeige (Abs. 1), der Bescheid (Abs. 2)
und im Verfahren beizubringende Unterlagen wie
insbesondere Zeugnisse, Personenstandsurkunden
und Übersetzungen sind von den Stempelgebühren
befreit."

4. § 66 Z 1 lit. c, e und f lauten:
,,c) des § 41 Abs. 2, § 53 Z 4 sowie § 58 c Abs. 3

der Bundesminister für auswärtige Angele-
genheiten im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Inneres;

e) des § 58 c Abs. 4 der Bundesminister für
Finanzen;

f) der übrigen Bestimmungen dieses Bundesge-
setzes der Bundesminister für Inneres ;".

Klestil

Vranitzky
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522. Bundesgesetz, mit dem die Straßenver-
kehrsordnung 1960 geändert wird (18. StVO-

Novelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Die Straßenverkehrsordnung 1960, BGBl.
Nr. 159, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 423/1990 und BGBl. Nr. 615/1991, wird
wie folgt geändert:

1. In § 29 b Abs. 1 lit. b wird das Wort „und"
durch einen Beistrich ersetzt.

2. § 29 b Abs. 1 lit. c entfällt.

3. § 29 b Abs. 2 lautet:

„(2) Ferner dürfen dauernd stark gehbehinderte
Personen das von ihnen selbst gelenkte Fahrzeug
oder Lenker von Fahrzeugen in der Zeit, in der sie
eine dauernd stark gehbehinderte Person befördern,

a) auf Straßenstellen, für die durch das Straßen-
verkehrszeichen „Parken verboten" ein Park-
verbot kundgemacht ist,

b) in einer Kurzparkzone ohne zeitliche Be-
schränkung,

c) auf Straßen, für die ein Parkverbot, das
gemäß § 44 Abs. 4 kundzumachen ist, erlassen
worden ist, und

d) in einer Fußgängerzone während der Zeit, in
der eine Ladetätigkeit vorgenommen werden
darf,

parken."

4. § 29 b Abs. 4 lautet:

„(4) Die Behörde hat Personen, die dauernd stark
gehbehindert sind, auf deren Ansuchen einen

Ausweis über diesen Umstand auszufolgen. Sofern
die gehbehinderte Person selbst ein Kraftfahrzeug
lenkt, ist auf dem Ausweis das kraftfahrrechtliche
Kennzeichen des betreffenden Fahrzeuges gut
sichtbar anzubringen, sonst ein Vermerk, daß von
der gehbehinderten Person selbst kein Fahrzeug
gelenkt wird. Inhalt und Form des Ausweises hat der
Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und
Verkehr durch Verordnung zu bestimmen. Bei
Wegfall der dauernd starken Gehbehinderung ist
der Ausweis vom Antragsteller der ausstellenden
Behörde unverzüglich abzuliefern."

5. § 43 Abs. 1 lit. d lautet:

,,d) für dauernd stark gehbehinderte Personen,
die wegen ihrer Behinderung darauf angewie-
sen sind, das von ihnen selbst gelenkte
Kraftfahrzeug oder ein Kraftfahrzeug, das sie
als Mitfahrer benützen, in unmittelbarer
Nähe ihrer Wohnung oder ihrer Arbeitsstätte
oder in unmittelbarer Nähe von Gebäuden,
die von solchen Personen in der Regel häufig
besucht werden, wie etwa Invalidenämter,
bestimmte Krankenhäuser oder Ambulato-
rien, Sozialversicherungseinrichtungen u.
dgl., oder in unmittelbarer Nähe einer
Fußgängerzone abstellen zu können, Straßen-
stellen für die unbedingt notwendige Zeit und
Strecke zum Abstellen der betreffenden
Kraftfahrzeuge durch ein Halteverbot freizu-
halten."

Klestil
Vranitzky


